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Der EU-AU-Gipfel Mitte Februar in Brüssel sollte die Partnerschaft der beiden 

Nachbarn erneuern. Im Resümee können beide Seiten zufrieden sein. Zu den 

wichtigen Signalen des Gipfels zählen die Verabschiedung eines massiven 

Investitionspaketes, ein starkes Bekenntnis zur multilateralen Zusammenarbeit und 

konkrete Kooperationszusagen in den Bereichen Gesundheit und 

Pandemiebekämpfung, Sicherheit, sowie Klima und Nachhaltigkeit. Die Aspekte 

Demokratie und Menschenrechte führten dagegen eher ein Schattendasein. Zudem 

bleibt die Finanzierung der Energiewende in Afrika ein ungelöstes Thema über den 

Gipfel hinaus. Allgemein muss die EU im globalen Systemwettbewerb weiter daran 

arbeiten, die Attraktivität ihres eigenen Angebots auszubauen und Schnittmengen bei 

den Interessen in der Partnerschaft mit Afrika zu verdeutlichen. 

 

Personell war der Gipfel zwischen der Afrikanischen Union (AU) und der Europäischen Union 

(EU) für Brüssel ein Erfolg. Rund 40 afrikanische Staats- und Regierungschefs konnten am 

Sitz der EU-Kommission begrüßt werden – fast doppelt so viele wie beim Gipfel der AU in 

Addis Abeba zwei Wochen zuvor – darunter die Präsidenten Südafrikas, Nigerias, Kenias, 

Äthiopiens, Senegals und Ghanas.  

 

Die afrikanische Seite kann ihrerseits Brüssel mit dem Bewusstsein verlassen, als Partner 

empfangen worden zu sein, der für Europa deutlich an strategischer Bedeutung und 

Attraktivität gewonnen hat. Darüber hinaus machte die EU beträchtliche finanzielle Zusagen. 

 

 „Wir wollen Afrikas Partner der Wahl sein“, sagte EU-Kommissionspräsident Dr. Ursula von 

der Leyen zum Abschluss des Gipfels. Leider fand der Gipfel im Schatten der sich 

zuspitzenden Lage in der Ukraine statt, so dass die mediale Aufmerksamkeit eher begrenzt 

war, zumal unmittelbar im Anschluss auch die Münchner Sicherheitskonferenz stattfand. 

Überschattet wurde das Treffen zudem von der am Vorabend des Gipfels verkündeten 

Entscheidung Frankreichs, seine Truppen aus Mali zurückzuziehen. Mali selbst war übrigens 

nicht zum Gipfel eingeladen, ebenso wie Sudan, Burkina Faso und Guinea. Der Grund: in 

allen vier Fällen hatte die AU aufgrund von Militärputschen in der jüngsten Vergangenheit 

die AU-Mitgliedschaft ausgesetzt.  

 

Mit einer Vision – keiner Erklärung – wollen beide Seiten ihre Partnerschaft bis 2030 auf eine 

neue Basis stellen: weg von der Geber-Nehmer-Mentalität und klassischen 

Entwicklungszusammenarbeit, hin zu mehr Investitionen in die Wirtschaft sowie zur 

deutlichen Artikulierung von Interessen zweier Partner, die einander selbstbewusst 

begegnen. 

 

                                              
1 Mit Unterstützung durch Carolin Löprich, Janne Leino und Karin Jancykovà 
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 2 Am Ende stand ein umfangreiches Paket, mit dem beide Seiten den Verhandlungstisch 

zufrieden verlassen konnten – sowohl inhaltlich als auch symbolisch. 

 

Massive Investitionen geplant 

 

Materiell sagte die EU im Zuge des Gipfels den afrikanischen Staaten ein Investitionspaket 

von rund 150 Mrd. Euro zu. Damit sollen insbesondere Projekte im Bereich des 

Transportwesens, der digitalen Infrastruktur und der „fairen“ Energiewende in Afrika 

finanziert werden. Das Paket ist Teil der Global Gateway Initiative der EU, die bis 2027 bis 

zu 300 Milliarden für Infrastrukturmaßnahmen rund um den Globus bereitstellen soll – die 

Hälfte davon also allein für Afrika. Dieser Plan kann gewissermaßen als europäische Antwort 

auf Chinas Mega-Initiative der „Neuen Seidenstraße“ verstanden werden. 

 

Zur Bekämpfung der Covid-19-Pandemie bekräftigte die EU ihr Versprechen, 450 Millionen 

Impfdosen nach Afrika zu liefern. Mit 425 Mio. Euro möchte man in Zusammenarbeit mit 

den Africa Centres for Disease Control (Africa CDC) die Impfkampagne auf dem Kontinent 

unterstützen. Ein wichtiges Signal war zudem der gemeinsam mit der 

Weltgesundheitsorganisation WHO vorgestellt Bau eines neuartigen mRNA-Werkes in 

Südafrika zur Impfstoffproduktion. Ähnliche Pläne werden mit fünf weiteren Ländern des 

Kontinents (Kenia, Tunesien, Ägypten, Nigeria und Senegal) verfolgt. Verflogen war offenbar 

der tiefe Frust der Staaten des südlichen Afrikas, nachdem sie vor drei Monaten binnen 

Stunden in Folge der Omikron-Welle durch Reisebeschränkungen de facto von der EU 

abgeschnitten wurden. Lachend erklärte nun in Brüssel Südafrikas Präsident Cyril 

Ramaphosa, der sein Land vor einigen Wochen noch als Opfer der „Impfstoff -Apartheid“ 

gesehen hatte, dass Afrika zwar immer mehr wolle - und auch weiterhin auf mehr hoffe - 

aber dass man mit dem jetzigen Ergebnis zufrieden sein könne. Um die Werke könne ein 

Ökosystem entstehen, von dem die Länder weiter profitieren könnten. Die 

Kommissionspräsidentin verwies ihrerseits darauf, dass die EU sich dafür einsetzen werde, 

die nötigen rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen, um den Transfer von Wissen zu 

ermöglichen. 

 

Im Bereich der Sicherheit betonten beide Seiten bisherige Kooperationen sowie den 

Wunsch von mehr afrikanisch-geführten Friedensmissionen.  

 

Insgesamt finden von den weltweit 18 zivilen und militärischen Missionen der EU 11 in Afrika 

statt. Deutschland beteiligt sich neben der EU-Mission zur Ausbildung des malischen Militärs 

(EUTM Mali) auch an der Uno-Mission MINUSMA, die auf Stabilisierung und Aufklärung 

fokussiert. Insgesamt sind ca. 1.300 Bundeswehrsoldaten in der Region im Einsatz. Die 

Verlängerungen der EU- und UN-Einsätze in Mali im Mai 2022 bleiben allerdings vor dem 

Hintergrund des nun anstehenden französischen Truppenabzugs unsicher.  

 

Für die beim Gipfel bekräftigte „erneuerte und erweiterte Zusammenarbeit für Frieden und 

Sicherheit“ sollen vor allem vorhandene und inner-afrikanische Mechanismen und Foren 

weiter gestärkt werden. Zu diesen gehört die Afrikanische Friedens- und 

Sicherheitsarchitektur (APSA), die finanziell stark abhängig von Unterstützung durch die EU 

bleibt. Eine wirklich nachhaltige afrikanische Sicherheitsarchitektur würde mehr 

Eigenverantwortung und Eigenfinanzierung seitens der afrikanischen Partner erfordern. Von 

einer vielfach beschworenen „Partnerschaft auf Augenhöhe“ bleibt man in Anbetracht der 

finanziellen Abhängigkeit und schwachen Institutionen auf afrikanischer Seite aber noch 

weit entfernt. 

 

Im Bereich der Migration soll weiterhin die Bekämpfung der illegalen Migration im 

Mittelpunkt stehen: Es sollen neue Wege der legalen Migration ermöglicht sowie außerdem 

die 2017 geschaffene Joint AU-EU-UN Tripartite Taskforce wiederbelebt werden. Durch die 

Initiative, die unter anderem zur Rückführung von Migranten beitragen soll, konnten jedoch 

bisher erst rund 48.000 Geflüchtete in ihre Heimatländer zurückkehren.  
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 3 Keine Erfolge erreichte Afrika bei der Reallokation der Sonderziehungsrechte des IWF. Hier 

hatte Senegals Präsident Macky Sall beim AU-Gipfel vor zwei Wochen weitere 100 Mrd. Euro 

gefordert – ein Vorschlag, den Frankreichs Präsident Macron vor einem Jahr bei seiner 

Ankündigung eines „New Deal“ mit Afrika gemacht hatte. Die EU machte hier jedoch keine 

Zugeständnisse und bekundete lediglich, sich für die genannte Höhe global einsetzen zu 

wollen.  

 

Klima und Nachhaltigkeit im Fokus 

 

Wie in Paragraph 7 der EU-AU-Vision erwähnt, wird ein multilateraler Ansatz als der beste 

Weg angesehen, um den Klimawandel zu bekämpfen und abzuschwächen und globale 

Ungleichheiten zu verringern. Dazu soll die internationale Zusammenarbeit im Einklang mit 

der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und der AU-Agenda 2063 gefördert werden. 

Die Einbindung afrikanischer Länder in einen internationalen Klimaclub – eine enge 

Kooperation von Staaten, die bis Mitte des Jahrhunderts treibhausgasneutral sein wollen - 

bleibt weiterhin auf der Tagesordnung. 

 

Im Bereich der grünen Transformation werden vier Hauptprioritätsbereiche unterstützt. 

Erstens die nachhaltige Energie mit dem Ziel, die Erzeugungskapazität für erneuerbare 

Energie um mindestens weitere 300 GW zu erhöhen und den Zugang zu erschwinglicher, 

zuverlässiger und nachhaltiger Energie zu verbessern. Zweitens der Schutz der biologischen 

Vielfalt, der als Unterstützung für den Schutz von Landschaften und Ökosystemen gesehen 

wird und die nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen fördert. Bis 2030 soll die 

Lebensgrundlage von 65 Millionen Menschen verbessert, drei Millionen Quadratmeter Land 

stabilisiert und die Wassersicherheit gewährleistet werden. Der dritte Schwerpunktbereich 

des Investitionspakets sind die Agrar- und Ernährungssysteme, wobei der Schwerpunkt 

auf der Schaffung eines transparenten politischen Umfelds für nachhaltige private 

Investitionen liegt. Bis 2030 soll die nachhaltige Transformation der afrikanischen 

Lebensmittelsysteme beschleunigt werden. Klimaresilienz und Katastrophenvorsorge 

werden als vierter Schwerpunktbereich genannt, in den investiert werden soll.  

 

Mit Blick auf die Energiewende ging die EU nicht auf die Forderung Afrikas ein, Gas weiter 

zu subventionieren. So wird die Frage, wie Afrikas Staaten dafür „entschädigt“ werden, bei 

ihrer Entwicklung auf fossile Brennstoffe zu verzichten, die bereits angekündigten 

Folgetreffen beider Seiten bis zur COP27 in Ägypten bestimmen. Frankreichs Präsident 

Macron erklärte bei einem Nebentreffen in Paris die Schaffung einer neuen „Just Energy 

Transition (JET) Partnership“ mit Afrika, deren Inhalte jedoch unklar blieben.  

 

Demokratie und Menschenrechte als Randnotiz 

 

Bereits vor dem Gipfel waren die Erwartungen an die Hauptergebnisse im Bereich 

Demokratie und Menschenrechte in Brüssel eher gering. Trotz der allgemeinen Erklärung 

Demokratie, gute Regierungsführung und Rechtsstaatsentwicklung als Kernbestandteil der 

Beziehungen zu deklarieren, gab es in den sieben thematischen Workshops im Rundtisch-

Format zu diesen schon immer kontroversen Themen keinen einzigen Tagespunkt.  

 

Um sich auf den genauen Wortlaut der gemeinsamen Abschlusserklärung einigen zu 

können, waren wie erwartet mehrere Kompromisse notwendig. So wies die Afrikanische 

Union zum Beispiel den Vorschlag der EU zurück, von einer „Africa-Europe-Alliance“ zu 

sprechen, da dieser Begriff zu geopolitisch sei. Stattdessen findet sich in der endgültigen 

Abschlusserklärung der Begriff „Partnerschaft“ wieder.   

 

Außerdem strittig war die Frage, ob und wo sexuelle und reproduktive Gesundheit und 

Rechte in der Erklärung erwähnt werden sollen. Mögliche Formulierungen hierzu erwiesen 

sich sowohl für die AU, als auch für einige EU-Länder wie Polen und Ungarn als heikel und 

sind daher nicht im finalen Dokument zu finden. Zwar scheint der Text auf den ersten Blick 

fortschrittlich, da er Verweise auf die Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung der 

Rolle der Frau beinhaltet. Dass Formulierungen zur sexuellen und reproduktiven Gesundheit 

https://www.consilium.europa.eu/media/54396/eu-au-summit-roundtables-feb20222.pdf
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 4 in der Abschlusserklärung nicht vorzufinden sind, wird in Europa vor allem von einigen 

Nichtregierungsorganisationen als verpasste Chance kritisiert.  

 

Mit Blick auf das Thema Handel hatte zu Beginn des Gipfels der nigerianische Präsident 

Muhammadu Buhari die EU für ihre „unfairen“ Handelsabkommen mit afrikanischen 

Ländern kritisiert. Er argumentierte, dass die hohen europäischen Agrarsubventionen 

afrikanische Exporte wettbewerbsunfähig machen würden, da künstlich vergünstigte 

Lebensmittelimporte die afrikanischen Märkte überschwemmen und die lokale Produktion 

behindern. Laut Buhari würden aufstrebende afrikanische Hersteller so vom Markt gedrängt 

und die Gründung neuer Industrien verhindert. Sein Plädoyer in Richtung EU war es, Afrika 

einen grundlegend neuen Wirtschaftsvertrag zu bieten. Aufbauend auf den Diskussionen 

des Gipfels betonen die AU und EU in ihrer Abschlussvision die Verpflichtung zur Förderung 

der regionalen und kontinentalen wirtschaftlichen Integration durch die Afrikanische 

Kontinentale Freihandelszone (African Continental Free Trade Area, AfCFTA).  

 

Wichtiges Signal im Kontext des Systemwettbewerbs 

 

Neben den einzelnen inhaltlichen Abmachungen und Finanzierungszusagen ist vor allem die 

symbolische Wirkung des Gipfeltreffens zu betonen. Hier senden die Ergebnisse für die EU 

im Kontext des globalen Systemwettbewerbs ein starkes Signal insbesondere in Richtung 

Peking. Bereits einige Tage vor dem Gipfel hatte auch die EVP-Fraktion im Europäischen 

Parlament in einem Positionspapier zu Afrika auf die Gefahr der verschärften 

Systemkonkurrenz hingewiesen. Sie betrachtet die wirtschaftliche und militärische Präsenz 

Chinas und Russlands in „vielerlei Hinsicht als kontraproduktiv für die langfristige und 

nachhaltige Entwicklung“ des Kontinents.  

 

Das zunehmende Bewusstsein zur geopolitischen Bedeutung des afrikanischen 

Nachbarkontinents auf der einen und die Sorge in Anbetracht des wachsenden 

Engagements autoritärer Konkurrenten auf der anderen Seite bilden die zentralen Motive 

für die Bestrebungen Europas zur Neugestaltung der EU-AU-Beziehungen. 

 

Schon mit der Amtsübernahme Ursula von der Leyens als Kommissionspräsidentin Ende 

2019 und der von ihr ausgerufenen „geopolitischen Kommission“ wurde deutlich, dass 

Afrika in der zukünftigen Ausgestaltung der EU-Außenbeziehungen eine besondere 

Bedeutung zugemessen wird. Dies wurde auch dadurch untermauert, dass von der Leyens 

erste Amtsreise außerhalb Europas im Dezember 2019 nicht etwa nach Washington, 

sondern nach Addis Abeba, zum Sitz der Afrikanischen Union führte (und sie schon zwei 

Monate später, im Februar 2020 mit 22 Kommissaren erneut zu Gesprächen dorthin 

aufbrach). Ursprünglich war der nun absolvierte Gipfel bereits im Herbst 2020 unter 

deutscher EU-Ratspräsidentschaft in Leipzig geplant, fiel jedoch der Covid-19-Pandemie zum 

Opfer und musste mehrfach verschoben werden. 

 

Die Aufmerksamkeit für die Beziehungen mit Afrika als eine der Prioritäten im 

Außenhandeln der EU wird der gewachsenen Bedeutung des Kontinents im Kontext globaler 

Herausforderungen und neuer geopolitischer Entwicklungen gerecht.  Die Bewältigung 

globaler Bedrohungen wie dem Klimawandel und das Erreichen der Ziele der Agenda 2030 

erfordern internationale Kooperation und multilaterale Lösungen. Afrika kommt hier eine 

Schlüsselrolle zu – auch mit Blick auf erforderliche strategische Partnerschaften. Das 

europäische Engagement in Afrika ist immer auch im Wettbewerb mit anderen externen 

Akteuren auf dem Kontinent zu sehen.  

 

Bekenntnis zur multilateralen Kooperation 

 

Die EU will sich als globaler Partner Afrikas für die Interessen des Nachbarkontinents bei der 

Reform der WTO, des UN-Sicherheitsrates sowie in den Verhandlungen zur diesjährigen 

COP27 in Kairo einsetzen. In den relevanten multilateralen Foren strebt die EU eine tiefere 

Zusammenarbeit mit Afrika an, um die internationale Ordnung aufrechtzuhalten und um 

diese gemeinsam mit afrikanischen Staaten zu reformieren. Gemeinsam stellen die EU und 

https://www.politico.eu/article/its-time-for-a-new-economic-deal-between-the-eu-and-africa/
https://www.eppgroup.eu/newsroom/news/a-new-partnership-with-africa-on-an-equal-footing
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 5 AU insgesamt 42 Prozent der Mitglieder der Vereinten Nationen. Zugleich hat sich China in 

den letzten Jahren stark um Allianzbildung mit afrikanischen Staaten bemüht und verfolgt 

dabei die Strategie afrikanische Partner wirtschaftlich zu unterstützen, die dann umgekehrt 

z.B. im Menschenrechtsrat im Sinne Chinas abstimmen und Beijing unterstützen, wenn der 

Volksrepublik Verstöße gegen die Menschenrechte vorgeworfen werden. Auch Europa geht 

es bei der Allianzbildung daher um mehr als nur Fragen der wirtschaftlichen Kooperation, 

sondern auch um die Förderung der eigenen Werte und die Gestaltung der internationalen 

Ordnung im Sinne dieser Werte. 

 

Das Bekenntnis zur Afrikanischen Union als multilateralem Wunschpartner auf 

afrikanischer Seite (welches es in dieser Form erst seit dem Vorgänger-Gipfel von 2017 gibt) 

stellt in sich auch eine Herausforderung dar. Dabei ist zu betonen, dass man es bei der EU 

auf der einen und der AU auf der anderen Seite mit zwei sehr unterschiedlichen 

Verhandlungspartnern zu tun hat. Die AU ist in ihrer Struktur nicht vergleichbar mit der EU, 

vor allem aufgrund der nicht gegebenen Kompetenzabtretung der Mitgliedsstaaten. Die 

offensichtlichen Schwächen der AU dürfen nicht übersehen werden: die Gipfel der AU 

führen zumeist nur zu Absichtserklärungen, Beschlüsse werden selten umgesetzt, in den 

meisten Fällen fehlen die finanziellen Möglichkeiten. In vielen Krisen auf dem Kontinent 

bleibt die AU untätig und mit Blick auf internationale Gremien tut man sich schwer, mit einer 

Stimme für Afrika zu sprechen. Die finanzielle Abhängigkeit von externen Gebern eröffnet 

zudem auch Akteuren wie China Möglichkeiten der Einflussnahme. Zur dringend benöti gten 

Modernisierung der AU wurde bereits vor einigen Jahren eine Kommission unter Vorsitz des 

ruandischen Präsidenten Kagame eingerichtet. Abgesehen vom großen Erfolg, das Projekt 

der Afrikanischen Kontinentalen Freihandelsabkommens (AfCTA) in Kraft zu setzen, bleibt 

mit Blick auf die Empfehlungen im sogenannten Kagame-Bericht, um die AU zu einer 

schlagkräftigeren Organisation zu machen, noch einiges zu tun. Eine der zentralen Fragen ist 

die Finanzierung. Aktuell wird weiterhin nur rund ein Drittel der Mitgliedsbeiträge von den 

55 Mitgliedstaaten selbst geleistet. Es ist im Interesse der EU, im Rahmen der Partnerschaft 

auch einen signifikanten Beitrag zur Stärkung und nachhaltigen Finanzierung der AU zu 

leisten, um bei Fragen der strategischen Kooperation auf einen starken multilateralen 

Partner auf afrikanischer Seite setzen zu können. 

 

Fazit 

 

Die EU musste beim Gipfel ihrerseits auf das – etwas unrealistische – klare Bekenntnis 

Afrikas zur EU verzichten. Ein Schritt, den Afrika mit Blick auf seine anderen P artner nicht 

gehen konnte. Am Ende fanden kluge Kommunikationsexperten dennoch eine Formel, wenn 

auch etwas versteckt im Text, mit der man die Besonderheit der Beziehung unterstreichen 

konnte. So spricht die gemeinsame „Vision“ von Europa und Afrika als „engsten Partnern 

und Nachbarn“.,. 

 

Insgesamt kann der Gipfel als Erfolg gewertet werden. Auch wenn der ganz große Wurf einer 

‚strategischen Allianz‘ ausblieb, wurden wichtige Schritte genommen, auf die sich aufbauen 

lässt. Dass sich die afrikanischen Partner keine primär von europäischer Seite definierte 

Agenda oktroyieren ließen, war ebenso absehbar wie der Widerstand gegen eine als zu 

exklusiv zu interpretierende Allianz. Man mag zwar näher mit Europa zusammenrücken, 

aber der Blick zu Partnern in anderen Himmelsrichtungen soll offenbleiben.  

 

Die EU hat erneut deutlich gemacht: Afrika mit seinen 55 Ländern und rund 1,3 Milliarden 

Einwohnern ist für Europa von strategisch großer Bedeutung. Gleichzeitig bleiben die 

Herausforderungen enorm: Autoritarismus, politische Instabilität, demographisches 

Wachstum und Konfliktanfälligkeit tragen zu schwierigen Rahmenbedingungen in Afrika bei. 

Die Covid-19-Pandemie hat bestehende wirtschaftliche Probleme in vielen Ländern 

zusätzlich verschärft und den Kampf gegen die Armut massiv zurückgeworfen. Es braucht 

klar definierte Antworten auch von europäischer Seite mit Blick auf die „dicken Bretter“, die 

in Afrika zu bohren sind: Eindämmung gewaltsamer Konflikte, Stabilisierung fragiler Staaten, 

Anschub der wirtschaftlichen Produktivität und Wertschöpfung, Schaffung von 

Arbeitsplätzen für die jungen Menschen (von denen jedes Jahr 30 Millionen zusätzlich auf 
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Übergangs zu grüner Energie (um nur einige zu nennen). 

  

Dass sich die afrikanischen Länder die Wahl ihrer Partner offenhalten und den Eindruck 

einer exklusiven oder zumindest privilegierten „Allianz“ mit der EU vermeiden wollen, ist 

kaum verwerflich. Aus afrikanischer Sicht bietet das breite Angebot der im Wettbewerb 

miteinander stehenden Partner viele (vermeintliche) Chancen. Europas Antwort muss sein, 

die Attraktivität des eigenen Angebots auszubauen und Schnittmengen bei den 

Interessen zu verdeutlichen. Das erfordert einen pragmatischen Ansatz – ohne dabei die 

eigenen Werte als zentrale Richtschnur aus den Augen zu verlieren. Die „Mitbewerber“ wie 

China und Russland kommen nicht nur mit konkurrierenden Interessen, sondern auch mit 

konkurrierenden Werten im Gepäck – besonders mit Blick auf Aspekte wie anhaltende 

Korruption, heikle Menschenrechtslagen und einen wachsenden (offenen wie versteckten) 

Autoritarismus in vielen afrikanischen Ländern muss Europa dies mit Sorge verfolgen.  

 

„Die Stabilität und der Wohlstand Afrikas sind das strategische Interesse Europas“ , sagte EU-

Ratspräsident Charles Michel zwei Tage nach dem Gipfel in seiner Rede bei der Münchner 

Sicherheitskonferenz und übernahm damit beinah wörtlich den Ausspruch der früheren 

Bundeskanzlerin Angela Merkel, die 2016 davon gesprochen hatte, dass das „Wohl Afrikas 

im deutschen Interesse“ liege.  

 

Es war jedoch weniger das Verdienst des Ratspräsidenten, dass der Gipfel aus europäischer 

Sicht so erfolgreich lief. Kurz vor dem Gipfel war die EU-Kommissionspräsidentin nach 

Senegal und Marokko gereist, um den Gipfel vorzubereiten. Senegal hat aktuell die 

rotierende Präsidentschaft der AU inne. Marokko ist ein wichtiger Energiepartner der EU. Mit 

der Priorisierung Afrikas bereits kurz nach Ihrem Amtsantritt und der damit verbundenen 

hochrangigen Reisediplomatie hatte sie zudem schon weit im Vorfeld wichtige 

Grundlagenarbeit geleistet. Die promovierte Ärztin und frühere Verteidigungsministerin hat 

in Afrika eines ihrer wichtigsten Themen gefunden. 
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